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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/03/0050 B 24. Mai 2016 RS 5 

Stammrechtssatz 

Bei der Prüfung des Vorliegens der entschiedenen Sache ist auch vom VwG von der rechtskräftigen 
Vorentscheidung auszugehen, ohne die sachliche Richtigkeit derselben nochmals zu überprüfen. Identität 
der Sache liegt dann vor, wenn sich gegenüber der früheren Entscheidung weder die Rechtslage noch der 
wesentliche Sachverhalt geändert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem 
früheren deckt. Erst nach Erlassung der rechtskräftigen Erstentscheidung hervorkommende Umstände, die 
eine Unrichtigkeit dieser Entscheidung dartun, stellen keine Änderung des Sachverhalts dar, sondern 
können lediglich einen Grund zur Wiederaufnahme eines Verfahrens darstellen. Dieser tragende 
Grundsatz soll in erster Linie die wiederholte Aufrollung einer bereits entschiedenen Sache (ohne 
nachträgliche Änderung der Sach- und Rechtslage) verhindern; die objektive (sachliche) Grenze dieser 
Wirkung der Rechtskraft wird durch die entschiedene Sache, also durch die Identität der Rechtssache, 
über die bereits mit einer formell rechtskräftigen Entscheidung abgesprochen wurde, mit der nunmehr 
vorliegenden (etwa der in einem neuen Antrag intendierten) bestimmt (vgl VwGH vom 17. Februar 2015, 
Ra 2014/09/0029). Auch das VwG hat dann, wenn der bei ihm in Beschwerde gezogene 
verwaltungsbehördliche Bescheid nach den vorstehenden Grundsätzen zu Unrecht eine Sachentscheidung 
beinhaltete, im Rahmen seiner Prüf- und Entscheidungsbefugnis (vgl dazu etwa VwGH vom 9. 
September 2015, Ro 2015/03/0032) einen Antrag wegen entschiedener Sache zurückzuweisen (vgl idS 
etwa VwGH vom 23. Mai 1995, 94/20/0785; vgl VfGH vom 18. Juni 2014, G 5/2014 (VfSlg 
19.882/2014)). 
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